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Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik der EU 2014  
-  mögliche Folgen des Greenings für die niedersächsische 

Landwirtschaft  
Sebastian Lakner, Carsten Holst und Barbara Heinrich 

Zusammenfassung 

Der Artikel beschäftigt sich mit möglichen Auswirkungen der Reform der Gemeinsamen Ag-
rarpolitik (GAP) in 2014 auf die niedersächsische Landwirtschaft. Die vorliegende Analyse 
zeigt, dass vor allem in den Regionen mit intensivem Ackerbau der größte ökologische Nutzen 
von der geplanten Reform ausgeht, aber auch die größten betriebswirtschaftlichen Einbußen 
zu erwarten sind. 
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1. Einleitung 

Im Oktober 2011 legte die EU-Kommission unter der Federführung von EU-Agrarkommissar 
Dacian Cioloș einen Entwurf für die Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik der EU (GAP) 
20143 vor. Die Gemeinsame Agrarpolitik der EU ist als einer der wenigen Politikbereiche in 
der Gestaltunghoheit der EU-Institutionen. Die GAP hat momentan im EU-Haushalt einen 
Ausgabenanteil von 42 %. In Zeiten der Euro- und Schuldenkrise kann daher eine Fokussie-
rung von knappen Haushaltsmitteln auf zielgerichtete und effiziente Politikinstrumente in der 
Agrarpolitik einen wichtigen Beitrag zur Verbesserung der EU-Politik insgesamt leisten. Aus 
der Perspektive der Landwirtschaft in Niedersachsen erscheint die Frage interessant, wie der 
Sektor von Reformen und Budget-Kürzungen betroffen sein könnte. Eines der wichtigen 
Schlagworte des aktuellen Reform-Entwurfes ist das sogenannte „Greening“ der Direktzah-
lungen, mit dem nach dem Willen von EU-Agrarkommissar Dacian Cioloș über die Direkt-
zahlungen eine positive Umweltwirkung der GAP in der Landwirtschaft erzielt werden soll.  

An Hand von Niedersachsen erscheint die Wirkung der Reform besonders gut studierbar, da 
die Landwirtschaft in Niedersachsen eine wichtigere Rolle spielt als in vielen anderen Bun-
desländern und sie in den verschiedenen Regionen Niedersachsens sehr unterschiedliche 
Schwerpunkte entwickelt hat. In Niedersachsen lag der Beitrag der Landwirtschaft zum Brut-
toinlandsprodukt (BIP) im Jahr 2009 bei 1,3 %, was im Vergleich zu anderen Bundesländern 
und dem Bundesdurchschnitt von 0,7 % die Bedeutung des Sektors hervorhebt. Auch der An-
teil der in der Landwirtschaft Erwerbstätigen lag im Jahr 2010 bei überdurchschnittlichen 
1,9 %, im Bundesdurchschnitt arbeiten nur 1,3 % der Erwerbstätigen in der Landwirtschaft 
(Bundesamt für Statistik 2012a u. 2012b).  

In Niedersachsen ist die Bedeutung der Landwirtschaft für die Wertschöpfung unterschiedlich 
ausgeprägt: In den strukturschwachen Landkreisen Lüchow-Dannenberg und Cuxhaven spielt 
die Landwirtschaft eine wichtigere Rolle mit einem Anteil am Bruttoinlandsprodukt (BIP) 
über 3 %, jedoch auch in den Landkreisen Vechta und Cloppenburg. Der hohe Anteil der 
Landwirtschaft am BIP spiegelt dagegen keineswegs die Wettbewerbsfähigkeit der Betriebe 
wieder, da etwa im Umfeld der Städte Braunschweig und Hannover die Gunstregionen des 
Ackerbaus liegen, sich dort aber gleichzeitig z.B. durch die ansässige Autoindustrie auch eine 
besonders hohe industrielle Wertschöpfung befindet, so dass die Landwirtschaft dort mit An-
teilen unter 1 % am BIP trotz eines hohen natürlichen Ertragspotenzials einen eher geringen 
Anteil an der Wertschöpfung produziert (Statistisches Bundesamt 2012b). Da sich die Agrar-
politik in den letzten 20 Jahren zunehmend auch als Politik für den ländlichen Raum verste-
hen möchte, stellt sich die Frage, wie sich die GAP-Reform nach 2014 auf die vielgestaltigen 
Produktionsschwerpunkte und Standorte in Niedersachsen auswirkt.  
                                                
3 Ursprünglich hatte die EU-Kommission geplant, die Reform 2013 zu beschließen und 2014 in Kraft treten zu 
lassen, allerdings wird einhellig erwartet, dass die Verhandlung zwischen EU-Parlament und dem Rat der Euro-
päischen Union für Landwirtschaft bis in das Jahr 2013 dauern werden und die Reform insgesamt erst 2015 in 
Kraft tritt. Daher wird im folgenden Beitrag von der GAP-Reform 2014 gesprochen. 
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Durch die starke Spezialisierung auf Veredelung im Nordwesten Niedersachsens fallen dort 
mit der Ausbringung von Gülle hohe Stickstoffausträge in Grund- und Oberflächengewässer 
an (MUEK 2011). Dies wirkt sich über Oberflächen- und Grundwasser auf das Ökosystem 
der Nordsee aus (SRU 2004). Die folgende Abb. 1 zeigt die regionale Stickstoffbilanz in Nie-
dersachsen: 

 
Abb. 1: Stickstoffsalden in der Landwirtschaft in Niedersachsen  

Quelle: Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, Energie und Klimaschutz (MUEK) 2012 

Die Karte zeigt, dass vor allem in Nordwest-Niedersachsen starke Stickstoffüberschüsse er-
zielt werden. Während jedoch in den Marschgebieten mit intensiver Milchviehhaltung mobi-
ler Stickstoff von den tonreichen Böden teilweise gebunden werden kann und daher nicht so 
schnell ins Grundwasser ausgewaschen wird, kann überschüssiger Stickstoff in sandigen Bö-
den, wie sie in den Landkreisen Vechta und Cloppenburg anzutreffen sind, schnell ins 
Grundwasser ausgewaschen werden (Kreins et al. 2010). 

Daneben hat eine intensive ackerbauliche Nutzung in der Braunschweiger und Hildesheimer 
Börde zu einem starken Rückgang von Landschaftselementen geführt, was die Futtersuche 
und die Reproduktion vieler Tierarten mit Schwerpunkt im Offenland einschränkt und somit 
ihr Überleben gefährdet. Eine aktuelle Studie des BUND zeigt, dass der Rückgang von Vo-
gelarten mit Lebensschwerpunkt in Agrarökosystemen bundesweit in Niedersachsen am 
stärksten zu beobachten ist. Hier haben die Brutvorkommen von sechs wichtigen Agrarvogel-
arten seit 1970 um 88 % abgenommen (BUND 2012). Insgesamt stellt sich die Frage, ob die 
vorgeschlagene GAP-Reform Lösungen für diese Umweltprobleme bietet. 
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Dieser Beitrag wird der Frage nachgehen, wie sich die GAP-Reform 2014 auf die Landwirt-
schaft in Niedersachsen auswirkt. Der Schwerpunkt soll dabei auf der Wirkung der Greening-
Maßnahmen auf die Landwirtschaft liegen. Die Analyse wird zeigen, dass die Wirkung je 
nach Standort in Niedersachsen sehr unterschiedlich ausfällt. Hierzu werden zunächst in Ab-
schnitt 2 die wichtigsten Maßnahmen der GAP-Reform und des Greenings beschrieben. In 
Abschnitt 3 wird die Landwirtschaft in den verschiedenen Regionen dargestellt. Hierbei wird 
auf die Spezialisierung der Betriebe in den verschiedenen Regionen, aber auch auf die mögli-
chen Einkommensalternativen eingegangen. In Abschnitt 4 wird daraufhin zunächst an Hand 
von einzelbetrieblichen Kalkulationen belegt, wie eine Wirkung auf betrieblicher Ebene aus-
sehen kann. Weiterhin wird eine einfache Abschätzung vorgenommen, in welchen Regionen 
im Umweltbereich Defizite bestehen und inwieweit die GAP-Reform für diese Defizite Ver-
besserungen bietet. In Abschnitt 5 wird ein Fazit gezogen. 

2. Inhalt und Verfahren der GAP-Reform 2014 

2.1. Die GAP-Reform 2014 als Fortsetzung des Reformpfades 
Die GAP-Reform 2014 ist auch deshalb ein interessantes Projekt, da sie sich als eine weitere 
Reform in einen längeren „Reformpfad“ einordnen kann. Die klassische EU-Agrarpolitik bis 
Anfang der 1990er Jahre bestand aus Preispolitiken, die in verschiedenen Bereichen den 
Markt über einen Interventionspreis regulierten, der über dem jeweiligen Weltmarktpreis lag. 
Europäische Agrarmärkte waren durch Importzölle geschützt und überschüssige Produkte 
mussten unter Verwendung von (mittlerweile hochgradig) umstrittenen Exportsubventionen 
exportiert werden.  

In den Reformen von 1992, 1999, 2003 und 2008 wurde von drei Agrarkommissaren 
(MacSharry, Fischler und Fischer-Boel) ein grundsätzlicher Richtungswechsel eingeleitet: 
Die Interventionspreise für viele Agrarprodukte wurden gesenkt und die Eingriffen in den 
Agrarhandel (Zölle und Exportsubventionen) zurückgeführt. Als Kompensation für die Preis-
stützung wurden für die Landwirte Direktzahlungen eingeführt, die zunächst an Fläche und 
Tierzahlen gekoppelt waren und nach 2003 von der Produktion entkoppelt wurden (vgl. Cun-
ha und Swinbank 2011). Daneben wurde mit der sog. II. Säule ein Politikbereich eingeführt 
und finanziell ausgebaut, der eine Reihe von Politiken enthielt, die sich auf ländliche Räume 
und Umwelt beziehen und - zumindest teilweise - sehr viel zielorientierter sind. Die letzten 
vier großen Reformen könne durch einige Gemeinsamkeiten charakterisiert werden: 

- Sukzessive Öffnung der Agrarmärkte für Importe und Reduktion des Außenschutzes von 
Agrarmärkten der EU: Daneben wurden das Interventionspreisniveau in fast allen Markt-
ordnungen deutlich gesenkt und die Eingriffe in die Märkte reduziert. Am Ende vieler 
einzelner Schritte sind die Märkte für Agrarprodukte in der EU nun liberaler. 

- Entkopplung der Förderung von der Produktion: Die mit der MacSharry-Reform einge-
führten Direktzahlungen wurden nach 2003 durch die Fischler-Reform von der landwirt-
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schaftlichen Produktion entkoppelt (vgl. OECD 2011: 71 ff.). Dies bedeutete, dass sich 
die Planung der landwirtschaftlichen Produktion auf den Betrieben stärker an Marktgege-
benheiten orientiert. Der Empfang von Direktzahlungen ist seit 2005 an gesetzliche Min-
deststandards der landwirtschaftlichen Produktion (Cross-Compliance) gebunden und 
diese Mindeststandards werden EU-einheitlich kontrolliert.  

- Ausbau II. Säule: Die II. Säule wurde seit ihrer Einführung finanziell ausgebaut und die 
Programmpalette der ländlichen Entwicklung erweitert. Auch dies kann zunächst als 
Bindung von öffentlichen Zahlungen an gesellschaftliche Leistungen bewertet werden, 
allerdings gibt es einige Programmteile, deren Zielerreichungsgrad nur gering ist und 
selbst die häufig vorteilhaften Agrarumweltprogramme sind in Fachkreisen nicht unum-
stritten (siehe z.B. Kleijn und Sutherland 2003).  

Neben den skizzierten positiven Effekten des Reformpfades seit 1992 bleiben jedoch aus der 
Sicht vieler Agrarökonomen aus volkswirtschaftlicher Sicht einige Kritikpunkte, die sich auf 
die Wahl der Instrumente, jedoch auch auf die Begründungen der Politiken beziehen: 

1. Begründung der Direktzahlung als Einkommenstransfers: Die Senkung der Agrarpreise 
verursachte nach 1992 in der Landwirtschaft zunächst Einkommenseinbußen, inzwischen 
sind jedoch 20 Jahre vergangen. Insofern kann davon ausgegangen werden, dass Land-
wirte sich auf niedrigere Preise eingestellt haben. Daneben sind die Weltmarktpreise für 
viele Agrarprodukte in 2007 und 2010 teilweise deutlich über das Niveau früherer Jahre 
gestiegen. Insofern müsste eine Kompensation zunehmend auf besonders einkommens-
schwache Betriebe konzentriert werden. Für den Nachweis einer besonderen Bedürftig-
keit von landwirtschaftlichen Betrieben müssten jedoch auch die nicht-
landwirtschaftlichen Einkünfte weiterer Familienmitglieder, sowie der Vermögensstatus 
von Betrieben und Familien berücksichtigt werden. Über diese Kriterien gibt es keine of-
fiziellen Statistiken, weshalb sich ein pauschaler Einkommenstransfer in dieser Form 20 
Jahre nach den ersten Preissenkungen der MacSharry-Reform kaum begründen lässt. 

2. Begründung der Direktzahlungen mit Cross-Compliance: Seit 2005 wird europaweit mit 
dem Empfang der Direktzahlungen geprüft, ob Landwirte alle Fachgesetze einhalten. Ist 
dies nicht der Fall, können Kürzungen bei den Direktzahlungen vorgenommen werden. 
Erscheint diese Verknüpfung zunächst sinnvoll, so geht die Entwicklung dahin, Direkt-
zahlungen mitunter damit zu begründen, dass Landwirte ja den umfangreichen Vorschrif-
tenkatalog der Cross-Compliance einhalten müssen. Dies ist allerdings keineswegs eine 
hinreichende Begründung für Direktzahlungen, weil man dieser Logik folgend jedem 
Bürger zunächst einen Betrag x auszahlen müsste, um diesen Betrag dann z.B. bei Vor-
liegen irgendeiner Ordnungswidrigkeit wieder um einen Prozentsatz y zu kürzen. 

3. Kostenwirkung von Cross-Compliance und Offenhalten der Landschaft: Durch Cross-
Compliance entsteht einem Landwirt in der EU im internationalen Vergleich zusätzlicher 
Aufwand für den Nachweis, das Fachrecht zu befolgen. Dies wird von berufsständischen 
Verbänden als Wettbewerbsnachteil beklagt. Allerdings zeigt eine Studie (Plankl et al. 
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2010), dass der administrative Mehraufwand für einen deutschen Betrieb mit Raps- und 
Weizenanbau im Vergleich z.B. zur Ukraine Kosten in Höhe von etwa 19 €/ha erzeugt. 
Für die Offenhaltung der Landschaft (Mulchen) können je nach Verfahren 50 €/ha bis 
279 €/ha berechnet werden. Im Durchschnitt schätzen die Autoren die Kosten für die Of-
fenhaltung unter 100 €/ha (Plankl et al. 2010: 21 u. 45). Die Direktzahlungen in Höhe 
von durchschnittlich 350 €/ha in Deutschland können somit nicht vollständig mit höheren 
Kosten von Umweltauflagen und der Offenhaltung der Landschaft begründet werden. 

4. Marktverzerrung: Die entkoppelten Direktzahlungen verzerren inzwischen die Märkte 
nicht mehr so stark und die EU hat ihr staatliches Stützungsniveau seit Ende der 1980er 
Jahre reduziert. So ging der Anteil der staatlichen Unterstützung an den Betriebseinkom-
men in der EU (gemessen mit der Kennzahl des sog. Producer Support Estimate (PSE)) 
von 39 % (1986-88) auf 22 % (2008-10) zurück (OECD 2011: 66). Allerdings gibt es 
immer noch eine starke Wirkung der Direktzahlungen auf die lokalen Bodenmärkte. 
Landeigentümer wissen, dass sie im Fall einer regionalen Einheitsprämie4 je Hektar (ha)5 
vom Pächter idR. mindestens ein Pachtentgelt in Höhe dieser Direktzahlungen verlangen 
können, so dass die Zahlungen de facto den Landeigentümer und nicht den Landbewirt-
schafter zu Gute kommen.  

Dies sind nur einige Kritikpunkte an einer Agrarpolitik, die – bei allen bisher gemachten Fort-
schritten – weiterhin als reformbedürftig eingeschätzt wird (Wissenschaftlicher Beirat für 
Agrarpolitik 2010).  

2.2. Vorgeschlagene Maßnahmen der GAP Reform 2013 

Ein wichtiges Element des Kommissionsvorschlags ist zunächst eine Neudefinition der Di-
rektzahlungen, die EU-weit auf Hektar-Basis ausgezahlt werden. Dies bedeutet Veränderun-
gen für Länder, in denen die Direktzahlungen bis heute betriebsindividuell ausgezahlt werden. 
In Deutschland ändert sich hierdurch wenig, da Deutschland bereits im Jahr 2013 eine „regio-
nalisierte Einheitsprämie“ auszahlen wird. 

Die neu definierten Direktzahlungen werden durch eine vereinfachte Prämie für Kleinerzeu-
ger (Art. 47 ff.6) ergänzt werden. Dies richtet sich an die Landwirtschaft in einigen Mittel- 
und Osteuropäischen Ländern, wo die Agrarstruktur durch viele sehr kleine Betriebe geprägt 
ist, die mitunter Schwierigkeiten mit der Beantragung von Direktzahlungen haben. Die neuen 
Direktzahlungen werden nur an sog. „aktive Landwirte“ ausgezahlt, bei denen die Direktzah-

                                                
4 Die sog. „regionale Einheitsprämie“ wird in Deutschland ab 2013 je ha Grünland oder Ackerland in den Bun-
desländern einheitlich ausgezahlt. Es gibt jedoch EU-Mitgliedsländer, in denen die Prämienansprüche nach dem 
sog. „historischen Modell“, d.h. betriebsindividuell ausgezahlt werden (vgl. OECD 2011: 71/72). Hier ist die 
Überwälzung auf den Landmarkt komplexer, da dem Landeigentümer die Höhe der Direktzahlung nicht immer 
bekannt ist. 
5 Ein Hektar entspricht der Fläche von 10.000 m². 
6 Die zitierten Artikel beziehen sich auf den Verordnungsentwurf mit Vorschriften über Direktzahlungen an 
Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe im Rahmen von Stützungsregelungen der Gemeinsamen Agrarpolitik (EU 
Kommission 2011a). 



Neues Archiv Niedersachsen, Nr. 2 in 2012 
Lakner, S., C. Holst und B. Heinrich (2012): Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik der EU 2014  –   
mögliche Folgen des Greenings für die niedersächsische Landwirtschaft 

 8 

lungen mehr als 5 % des außerlandwirtschaftlichen Einkommens beträgt (Art. 9). Schließlich 
ist auch eine Vereinfachung der Cross-Compliance geplant. 

Mit dem Grundprinzip des sog. „Greenings“ der Direktzahlungen verfolgt die EU-
Kommission das Ziel, 30 % der bisherigen Direktzahlungen an umweltfreundliche Praktiken 
zu binden. Die Betriebe sind hierbei verpflichtet, Umweltmaßnahmen einzuhalten, ansonsten 
können Kürzungen der Direktzahlungen verhängt werden. Ökologisch wirtschaftenden Be-
triebe werden von den Greening-Auflagen befreit (Art. 29 (4)), da diese Betriebe die Gree-
ning-Auflagen bereits erfüllen und daraufhin auch kontrolliert werden. Beim Greening müs-
sen von den Betrieben die folgenden drei Auflagen eingehalten werden: 

1.) Diversifizierung der Anbaufrüchte: Auf dem Ackerland eines Betriebes müssen mindes-
tens 3 Kulturen angebaut werden, wobei jede Frucht mindestens 5 %, aber nicht mehr als 
70 % der Ackerfläche einnehmen darf (Art. 30). 

2.) Erhalt von Dauergrünland: Der Umbruch von betriebseigenem Dauergrünland ist ab 
2014 verboten (Art. 31). 

3.) Ökologische Vorrangfläche: Zukünftig sollen 7 % der betriebseigenen Flächen als sog. 
„ökologische Vorrangflächen“ ausgewiesen werden (Art. 32). Es soll nach Plänen der 
Kommission um Landschaftselemente und Biotopvernetzung gehen, hierzu zahlen He-
cken, Brachflächen, Terrassen, Landschaftselemente, Pufferstreifen und Aufforstungsflä-
chen. Wie eine ökologische Vorrangfläche im Detail aussieht und welche Ziele genau mit 
diesen Flächen erreicht werden sollen, darüber wird seither zwischen Mitgliedsstaaten, 
EU-Kommission und EU-Parlament gestritten. 

Es gibt ein weiteres Bündel von Maßnahmen in der Reform, mit denen Umverteilungsmaß-
nahmen bei den Direktzahlungen vorgenommen werden: Für Betriebe, die mehr als 150.000 € 
Direktzahlungen empfangen, ist eine stufenweise Kürzung der Direktzahlungen geplant. Ab 
300.000 € erhalten die Betriebe keine Direktzahlungen mehr, allerdings können die gezahlten 
Löhne von den Kürzungen abgezogen werden (Art. 11). Von der Kürzung ist nur die Basis-
prämie betroffen, die Greening-Prämie (30 % der Direktzahlungen) bleibt hier außen vor. 
Auch zwischen den Mitgliedsstaaten soll die Höhe der Direktzahlungen etwas angeglichen 
werden (Territoriale Kohäsion).  

Schließlich enthält der Reformvorschlag einige Detailvorschläge, wie etwa die Möglichkeit, 
10 % der Direktzahlungen je nach nationalen Prioritäten als fakultativ gekoppelte Prämie aus-
zuzahlen (Art. 38/39). 2 % der Direktzahlungen sollen an Junglandwirte unter 40 Jahren als 
Aufschlag gezahlt werden, 5 % der Direktzahlungen können als Prämie für Gebiete mit na-
turbedingten Benachteiligungen gezahlt werden. Eine Einführung von Versicherungen für 
Wetterschäden, Pflanzen- und Tierseuchen ist im Rahmen der II. Säule als neue Risikoinstru-
mente geplant. 
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Insgesamt versucht die aktuelle Agrarreform neue Begründungen für die Direktzahlungen zu 
konstruieren, die Struktur der Politikinstrumente inklusive ihrer Defizite bleibt jedoch die 
gleiche. Der bisherige Reformpfad seit 1992, der aus einer Liberalisierung der Marktpolitiken 
in Kombination mit einer Fokussierung von gezielten Politiken in der II. Säule bestand, wird 
unterbrochen.  

3. Agrarstruktur in Niedersachsen 

Die Technisierung der landwirtschaftlichen Produktionsverfahren kann durch stetig sinkenden 
Arbeitsbedarf dokumentiert werden. Während Anfang der 1950er-Jahre ca. 24 % der Beschäf-
tigten in der Landwirtschaft tätig waren (DBV 2011: 17), sind es laut Schätzungen des Statis-
tischen Bundesamtes (2012a) im Jahr 2009 etwa 1,3 % bundesweit gewesen. Die Agrarstruk-
tur in Niedersachsen bleibt von diesen dynamischen Veränderungen nicht verschont. Techni-
sche Innovationen, stetiges Betriebswachstum sowie die zunehmende Spezialisierung auf ein-
zelne Produktionsschwerpunkte lassen die heutige Landwirtschaft im Vergleich zur Zeit der 
Gründung des Landes Niedersachsen in ganz anderen Strukturen und Dimensionen erschei-
nen. Während bei der ersten statistischen Erhebung 1949 noch 292.000 landwirtschaftliche 
Betriebe in Niedersachsen erfasst wurden (ML 2010: 40), nahm diese Zahl in den nächsten 50 
Jahren um mehr als drei Viertel ab, sodass 1999 noch 65.650 Betriebe gezählt werden konn-
ten (Statistisches Bundesamt 2012a). Doch auch in den folgenden Jahren setzte sich der 
Strukturwandel (ca. 4 % pro Jahr) in der niedersächsischen Landwirtschaft fort. Für das Jahr 
2012 geht das Statistische Bundesamt (2012b) noch von ca. 40.200 landwirtschaftlichen Be-
trieben in Niedersachsen aus.  

3.1. Betriebsgrößenstrukturen 

Die landwirtschaftlich genutzte Fläche Niedersachsens wird von immer weniger Menschen 
auf immer weniger Betrieben bewirtschaftet, sodass die Flächenausstattung je Betrieb zuge-
nommen hat. Somit bewirtschaftete 2010 ein niedersächsischer Betrieb im Durchschnitt rund 
62 ha. Im Vergleich zu anderen westdeutschen Bundesländern ist dieses ein recht hoher Wert, 
nur in Schleswig-Holstein liegt der Durchschnitt mit gut 70 ha leicht darüber (BMELV 
2011: 67). Wesentlich größere Strukturen sind hingegen historisch bedingt in den ostdeut-
schen Bundesländern anzutreffen, wo durchschnittlich rund 225 ha je Betrieb zur Verfügung 
stehen (DBV 2011: 94). Doch auch in Niedersachsen gibt es Betriebe mit mehreren Hundert 
Hektar landwirtschaftlich genutzter Fläche, wie aus Tab.1 hervorgeht. 
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Tab. 1: Landwirtschaftliche Betriebe nach Betriebsgrößenklassen (2010) 

Größenklassen Landwirtschaftliche Betriebe Bewirtschaftete Fläche 
Anzahl Prozent ha Prozent 

unter 5 ha 1.841 4,5% 4.478 0,2% 
5 bis unter 10 ha 4.926 11,9% 35.292 1,4% 
10 bis unter 20 ha 6.105 14,8% 91.415 3,5% 
20 bis unter 50 ha 9.524 23,1% 331.384 12,9% 
50 bis unter 100 ha 11.365 27,5% 816.863 31,7% 
100 bis unter 200 ha 5.938 14,4% 797.851 31,0% 
200 bis unter 500 ha 1.447 3,5% 400.995 15,6% 

500 bis  unter 1000 ha 109 0,3% 69.428 2,7% 
1000 und mehr ha 16 0,0% 29.310 1,1% 

Summe 41.271  2.577.017  
Quelle: Statistisches Bundesamt (2012a) und eigene Berechnungen 

 

Etwa die Hälfte der landwirtschaftlich genutzten Fläche Niedersachsen wurde somit im Jahr 
2010 von den 7.510 Betrieben (18,2 %) mit mehr als 100 ha Fläche bewirtschaftet. Die größe-
ren Betriebe sind vor allem in den östlichen Landkreisen Niedersachsens zu finden. So gehö-
ren jeweils über 70 % der landwirtschaftlichen Nutzfläche der Landkreise Lüneburg, Lüchow-
Dannenberg, Uelzen, Helmstedt und Wolfenbüttel sowie der kreisfreien Städte Braunschweig 
und Wolfsburg zu Betrieben mit mehr als 100 ha. Im Gegensatz hierzu liegt dieser Anteil in 
einigen westlichen Landkreisen (Grafschaft Bentheim, Emsland, Leer, Cloppenburg und Osn-
abrück) unter 30 % und zeigt somit deutlich kleinere Strukturen in dieser Region an (Statisti-
sches Bundesamt 2012b). 

3.2. Ackerbau 

Auf dem überwiegenden Teil der niedersächsischen landwirtschaftlichen Nutzfläche wird 
Ackerbau betrieben, während 26,9 % als Dauergrünland eingestuft ist. Dauerkulturen und 
Gemüsebau spielen mit 0,7 % bzw. 0,8 eher eine untergeordnete Rolle (Statistisches Bundes-
amt 2012a). Welche Kulturen im Jahr 2012 auf der Ackerlandfläche von 1.862.400 ha ange-
baut wurden, ist in der folgenden Abb. 2 dargestellt. Nach dem Maisanbau auf einem Drittel 
der niedersächsischen Ackerfläche folgt Weizen mit rund 20 % Anbauumfang als zweitwich-
tigste Kultur, weitere 21 % der Ackerfläche entfallen auf sonstiges Getreide (Gerste, Roggen, 
Triticale und Hafer).  
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Abb. 2: Anteil der Ackerfrüchte an der Ackerlandfläche Niedersachsens (2012) 

Quelle: Eigene Darstellung nach Statistisches Bundesamt (2012a) 

 

Auch wenn Kartoffeln und Zuckerrüben mit jeweils rund 6 % Anbauumfang nur eine geringe 
Bedeutung innerhalb der Agrarstruktur Niedersachsens zu haben scheinen, ist der Anteil die-
ser beiden Kulturen an der gesamten Ackerfläche im deutschen Vergleich als relativ hoch 
einzustufen, denn 43,5 % aller Kartoffeln und 26,7 % aller Zuckerrüben Deutschlands werden 
im Jahr 2012 in Niedersachsen angebaut. Im Vergleich zum Bundesdurchschnitt sind insbe-
sondere Raps, Gerste und Weizen in Niedersachsen unterrepräsentiert, während ca. 18 % des 
Roggen- und des Triticale- sowie 24 % des Maisanbaus in Niedersachsen stattfindet (Statisti-
sches Bundesamt 2012a). 

Doch diese Vielfalt an verschiedenen Ackerkulturen, lässt sich in dieser Konstellation nicht 
auf einzelbetrieblicher Ebene in Niedersachsen antreffen. Die Produktion ist häufig auf einige 
wenige Kulturen pro Betrieb beschränkt, um eine effiziente Bewirtschaftung und Vermark-
tung zu gewährleisten. Für die Auswahl der angebauten Kulturen sind viele Faktoren verant-
wortlich. Zunächst entscheiden die Bodengüte und die klimatischen Bedingungen darüber, an 
welchem Standort welche Fruchtart grundsätzlich eine ökonomische Vorzüglichkeit aufweist. 
Aus phytosanitären Gründen und um Ertragsdepressionen zu verhindern lassen sich einige 
Fruchtarten nicht in Monokultur anbauen (z.B. Kartoffeln und Zuckerrüben), sondern erfor-
dern mehrjährige Anbaupausen, sodass verschiedene Fruchtarten zu einer betriebsindividuel-
len Fruchtfolge zusammengestellt werden. Zudem muss bedacht werden, dass sich nicht alle 
Kulturen frei vermarkten lassen. So muss ein Landwirt beispielsweise für Zuckerrüben und 
Stärkekartoffeln im Besitz von Lieferrechten sein, um die Abnahme durch die verarbeitende 
Industrie sicherzustellen. Ferner können andere Betriebszweige (z. B. die Tierhaltung oder 
eine Biogasanlage) bestimmte innerbetriebliche Gründe für die Anbauentscheidungen einzel-
ner Landwirte darstellen. 
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3.3. Tierhaltung 

Im Bereich der Tierhaltung leistet Niedersachsen ebenfalls einen großen Beitrag zur gesamt-
deutschen Produktionsmenge. Tab. 2 gibt einen Überblick über die Struktur der Tierhaltung in 
Niedersachen im Jahr 2010. Rund 20 % aller Rinder und mehr als 30 % aller Schweine und 
Legehennen Deutschlands werden in Niedersachsen gehalten. Noch höhere Anteile lassen 
sich für Schlachtgeflügel feststellen (Truthühner 43 %, Masthühner 54 %).  

Tab. 2: Tierhaltung in Niedersachsen (2010) 

Tierart Anzahl  
Betriebe 

Anzahl  
Tiere 

Durchschnittliche 
Tierzahl/Betrieb 

Anteil Tier-
bestand in D 

Rinder 21.093 2.484.629 118 19,8 % 
   davon Milchkühe 13.161 769.283 58 18,5 % 
Schweine 10.990 8.428.731 767 30,6 % 
   davon Zuchtsauen 4.070 596.735 147 25,2 % 
Legehennen 4.873 11.253.852 2309 31,9 % 
Masthühner 1.040 36.504.651 8055 54,1 % 
Truthühner 389 4.871.768 2531 42,9 % 
Quelle: Statistisches Bundesamt (2012b) und eigene Berechnungen 

Fast 80 % der niedersächsischen Betriebe betreiben Tierhaltung. Doch auch hier lassen sich 
deutliche regionale Unterschiede feststellen. Der Schwerpunkt der Tierhaltung ist das westli-
che Niedersachsen. Zur Aggregation der verschiedenen Tierarten auf Basis ihres Lebendge-
wichtes können die sogenannten Großvieheinheiten (GV) ermittelt werden und ins Verhältnis 
zur landwirtschaftlich genutzten Fläche gesetzt werden. Mehr als 2 GV/ha ergeben sich gera-
de in den ackerbaulich eher kleinstrukturierten Landkreisen (Vechta, Cloppenburg und Graf-
schaft Bentheim), während die Viehhaltungsdichten mit weniger als 0,5 GV/ha in allen Land-
kreisen südlich von Hannover sowie im östlichen Niedersachsen deutlich geringer ausfallen 
(Statistisches Bundesamt 2012b). 

3.4. Regionale Schwerpunkte des Ackerbaus und der Tierhaltung 

Da die standorttypischen Bedingungen auf regionaler Ebene homogen sind, haben sich im 
Laufe der vergangenen Jahrzehnte in Niedersachsen verschiedene Cluster gebildet, in denen 
bestimmte Kulturen schwerpunktartig angebaut bzw. bestimmte Tierarten gehalten werden. 
Dieses soll nun abschließend zusammengefasst werden: 

Zuckerrüben werden in einem gewissen Radius um die vor mehr als 100 Jahren errichteten 
Zuckerfabriken angebaut. Durch verschiedene Fusionen im Laufe der Zeit ist Nordzucker seit 
einigen Jahren das einzige rübenverarbeitende Unternehmen in Niedersachsen und betreibt 
Werke in Clauen (LK Peine), Nordstemmen (LK Hildesheim), Schladen (LK Wolfenbüttel) 
und Uelzen, sodass sich der Zuckerrübenanbau hauptsächlich auf die Region südlich und öst-
lich von Hannover sowie im nordöstlichen Niedersachsen konzentriert. 

In Südniedersachsen findet sich auf den Ackerstandorten neben Getreide häufig Raps in den 
Fruchtfolgen. Der Kartoffelanbau besitzt zwei ausgeprägte Schwerpunkte in Niedersachsen, 
zum einen das nordöstliche Niedersachsen mit dem Landkreis Uelzen im Zentrum und zum 
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anderen der südwestlichste Teil Niedersachsens. Während die Stärkekartoffelfabriken in Em-
lichheim (LK Grafschaft Bentheim), Wietzendorf (LK Heidekreis) sowie Lüchow spezielle 
stärkereiche Sorten verarbeiten, sind in diesen Regionen weitere Kartoffelschäl- und Verar-
beitungsbetriebe entstanden. Die klassische Speisekartoffel wird überwiegend in der Region 
um Uelzen produziert. 

Für den Weizenanbau sind lehmige Böden mit guter Wasserhaltefähigkeit vorteilhaft, die vor 
allem südlich und östlich von Hannover anzutreffen sind, aber auch die beregnungsfähigen 
Standorten im nordöstlichen Niedersachen lassen sichere Erträge erwarten. In den übrigen 
Landesteilen dominieren die eher anspruchsloseren und gegenüber Trockenheit weniger emp-
findlichen Getreidearten Roggen und Triticale. 

Mais hingegen wird in der Regel überall dort angebaut, wo er Verwendung findet, d.h. in den 
Regionen intensiver Tierhaltung sowie an Standorten von Biogasanlagen (Abb. 3). Das be-
trifft nahezu die gesamte nordwestliche Hälfte Niedersachsens mit bis zu 70 % Anbauumfang 
auf den Ackerflächen einzelner Landkreise (Ammerland, Wesermarsch und Osterholz), aber 
auch – hier insbesondere durch Biogasanlagen bedingt – auf die Landkreise Heidekreis und 
Celle zu. 

 

 
Abb. 3: Anteil von CCM und Silomais an der Ackerfläche in Niedersachsen 

Quelle: eigene Darstellung nach Daten des Statistischen Bundesamtes 2012b 
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Weil die Milchvieh- und Rinderhaltung sehr stark mit dem Grünlandanteil korreliert ist, liegt 
deren Schwerpunkt vor allem im nordwestlichen Niedersachsen, sodass dort das verfügbare 
Grundfutter verwertet werden kann. Die Veredlungs- und Geflügelwirtschaft ist gerade im 
westlichen Teil Niedersachsens sehr ausgeprägt. Kleinere ackerbauliche Betriebsstrukturen 
mit geringerem Ertragspotential als im östlichen Teil Niedersachsens ließen die Betriebe in 
dieser Region schon seit Jahrzehnten stark in die Tierhaltung investieren, um ausreichende 
Einkommen mit der Landwirtschaft zu generieren. Zudem erwies sich die Nähe zu den Nord-
seehäfen als Standortvorteil beim erforderlichen Import von insbesondere proteinreichen Fut-
termitteln. 

4. Auswirkungen der GAP-Reform in Niedersachsen 

4.1. Auswirkungen auf betrieblicher Ebene 
Ausgehend von diesen landwirtschaftlichen Schwerpunkten in den unterschiedlichen Regio-
nen Niedersachsens werden im folgenden Abschnitt vier Beispielbetriebe betrachtet, um hie-
ran exemplarisch die Auswirkungen der diskutierten Greening-Vorschläge zu analysieren. Die 
vier Modellbetriebe sind typisch für je eine bestimmte Region in Niedersachsen und der dort 
vorherrschenden landwirtschaftlichen Struktur. Sie unterscheiden sich in ihrer Spezialisie-
rung, ihrer Größe und einigen anderen Parametern – die wichtigsten werden in Abb. 4 vorge-
stellt. Die Betriebe stellen Fallbeispiele dar, um mögliche Reaktionsmuster abzubilden, die 
typisch sein könnten für verschiedene Regionen (ohne das Ziel zu verfolgen, repräsentativ für 
die Region zu sein), und so einen Eindruck von möglichen Anreizen zu bekommen, die von 
den Greening-Regelungen in unterschiedlich strukturierten Betrieben und unter unterschiedli-
chen Bedingungen ausgehen könnten. Die Berechnungen wurden für jeden Betrieb separat 
durchgeführt. Da Ökobetriebe vom Greening ausgenommen sind, wurde auch kein Betrieb 
mit ökologischer Wirtschaftsweise untersucht. 
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Abb. 4: Modellbetriebe für die Abschätzung der Wirkung der Greening-

Vorschläge der GAP-Reform 2013 
Quelle: eigene Darstellung 

Die verwendeten Daten stammen aus unterschiedlichen Quellen. Zunächst wurden die öffent-
lich zugänglichen (Durchschnitts-)Daten des Testbetriebsnetzes für Niedersachsen herange-
zogen, die vom Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
(BMELV) bereitgestellt werden und nach Betriebstypen sortiert sind. Diese Daten wurden 
ergänzt durch die Veröffentlichungen der Landwirtschaftskammer und durch Expertengesprä-
che. Dies geschah insbesondere dann, wenn die landesweiten Durchschnittsdaten die land-
wirtschaftlichen Strukturen nicht realistisch abzubilden schienen.  

Die ökonomische Bewertung der Produktionssysteme wird häufig mit Hilfe des sog. De-
ckungsbeitrags vorgenommen. Der Deckungsbeitrag (DB) ist definiert als die Differenz von 
Erlösen und variablen Kosten für abgegrenzte Produktionsfaktoren wie z.B. ein Hektar Wei-
zen, ein Hektar Raps oder ein Stallplatz für eine Milchkuh. In dieser Untersuchung wurden 
die regionalen Standarddeckungsbeiträge des Kuratoriums für Technik und Bauwesen in der 
Landwirtschaft (KTBL) verwendet, die auf regionaler Ebene standardisierte Durchschnitts-
werte darstellen. Hiermit wird die relative Vorzüglichkeit verschiedener Feldfrüchte abgebil-
det. Grundsätzlich wurde ein fünfjähriger Durchschnitt ermittelt, bei starken Preis- und Er-
tragsabweichungen in einem Jahr (insbesondere Abweichungen nach oben) wurde dieses Jahr 
nicht berücksichtigt, sodass die zugrundegelegten Deckungsbeiträge als konservativ einge-

Betrieb 2: Grünland 
Lage: Ostfriesland, Größe 80 ha,  
Marschboden, gute Grünlandbedingungen 
Grünland (80 %), Mais zur  
Silage-Gewinnung (20 %) 
Tierhaltung: 70 Milchkühe + Nachzucht 

Betrieb 1: Veredelung 
Lage: Weser-Ems-Region, Größe: 90 ha,  
geringe Bodenqualität, Produktions-
bedingungen unterdurchschnittlich 
Wintergerste (30 %), Winterweizen (30 %), 
Winterraps (30 %), Triticale (10 %) 
Tierhaltung: 1.500 Mastschweine 

Betrieb 4: Kartoffeln/Rüben 
Lage: Landkreis Uelzen, Größe 160 ha 
Sandböden, geringe Niederschläge, ungüns-
tige Produktionsbedingungen 
Kartoffeln (25 %), Rüben (15 %),  
Winterweizen  (40 %), Wintergerste (20 %)  
Tierhaltung & Bioenergie: keine 

Betrieb 3: Weizen/Rüben 
Lage: Hildesheimer Börde, Größe 80 ha 
Braun- und Schwarzerden (Börde), sehr 
gute Produktionsbedingungen 
Winterweizen (70 %), Zuckerrüben (30 %) 
Tierhaltung & Bioenergie: keine 
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schätzt werden können. Die Deckungsbeitragsverluste wurden jeweils auf die Gesamtfläche 
des Betriebes und alternativ auf die Ackerflächen des Betriebes umgelegt. 

Um die potenziellen Wirkungen der Greening-Verpflichtungen im Kommissionsvorschlag 
abzubilden, wurden die drei Elemente der Greening-Auflagen in die Modellierung aufge-
nommen: der Erhalt des Dauergrünlandes, die Anbaudiversifizierung und die Einrichtung von 
ökologischen Vorrangflächen. Dabei wird der Dauergrünlanderhalt implizit abgebildet, indem 
der Anteil der Grünlandfläche im Betrieb nicht variiert wird. Die beiden anderen Auflagen 
sind dagegen explizit modelliert.  

Um auch die Möglichkeit eines Ausstiegs von Betrieben aus dem Direktzahlungssystem mit-
einzubeziehen, werden die Deckungsbeitragsverluste durch die Greening-Maßnahmen von 
der Summe der betrieblichen Direktzahlungen abgezogen. Allerdings überstiegen die De-
ckungsbeitragsverluste bei keinem Betrieb die Summe der Direktzahlungen.  

Da das Gesamtbudget für die Direktzahlungen in Deutschland nicht substantiell reduziert 
werden soll, wurde mit vereinfachend 300 €/ha Direktzahlungen für alle Betriebe und jeden 
Hektar unabhängig von der Nutzungsform kalkuliert. Insgesamt können die Greening-
Instrumente als eine Ergänzung der Cross-Compliance-Auflagen interpretiert werden, da ihre 
Einhaltung obligatorisch für den Erhalt der Direktzahlungen ist.  

Um die Dynamiken bei der Einrichtung von 7 % ökologischer Vorrangfläche und die vermut-
lich vorhandenen unterschiedlichen Ausgangsbedingungen besser einschätzen zu können, 
wurden hier drei Varianten mit 5 %, 7 % und 10 % ökologischer Vorrangfläche modelliert. 
Die 7 % repräsentieren hierbei den Wert des Kommissionsvorschlages. 

Für die Einhaltung der Anbaudiversifizierungsauflage muss ein Betrieb mind. drei verschie-
dene Früchte anbauen, wobei diejenige mit dem höchsten Anteil nicht auf mehr als 70 % der 
Ackerfläche angebaut werden darf und jede der drei mind. 5 % der Fläche einnehmen muss. 
Dieser Auflage wurde für jeden Betrieb manuell nachgekommen, sofern sie nicht bereits er-
füllt war. Weitere Fruchtfolgerestriktionen wurden beachtet. 

Für jede der drei Modellierungsvarianten (5 %, 7 % und 10 % ökol. Vorrangfläche) werden 
nun die Deckungsbeitragsverluste durch die einzelnen Greening-Auflagen ermittelt. Hierbei 
wird angenommen, dass die Betriebe diejenige Frucht mit dem geringsten Deckungsbeitrag 
zuerst reduzieren und ggf. diejenige mit dem zweit- oder sogar drittniedrigsten ergänzen. Be-
triebe, die der Anbaudiversifizierungsauflage nachkommen müssen, bauen statt der reduzier-
ten Hauptfrucht eine in die Region passende Frucht mit einem (etwas) niedrigeren Deckungs-
beitrag an. Der Deckungsbeitragsverlust aufgrund dieser Auflage entspricht demnach der De-
ckungsbeitragsdifferenz zwischen den beiden Früchten. Im Falle der ökologischen Vorrang-
flächen wird ein vollständiger Verlust der Deckungsbeiträge auf den Flächen angenommen. 
Bei Milchviehbetrieben erscheint z.T. eine Reduktion der Grundfutteranbaufläche wenig 
sinnvoll, weshalb dort der Marktfruchtbau reduziert wird. 
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In Abb. 5 sind die Ergebnisse der Modellierung dargestellt. Für Betrieb 1 bis 4 sind jeweils 
die durchschnittlichen Deckungsbeitragsverluste pro ha durch das Greening abgebildet, wobei 
jeweils zwischen den drei Modellierungsvarianten der ökologischen Vorrangfläche (5 %, 7 % 
und 10 %) und der Bezugsgröße unterschieden wird. Die drei linken, gefüllten Balken je Be-
trieb beziehen die Verluste auf die gesamte Fläche des betrachteten Betriebes, während die 
drei rechten, schraffierten Balken die gleichen Ergebnisse zeigen, nur dass sich die Verluste 
auf die Ackerfläche des Betriebes beziehen, die Fläche also, auf die die Greening-
Maßnahmen abzielen.  

  
Abb. 5: Deckungsbeitragsverluste durch Greening  

für 4 Modellbetriebe in Niedersachsen 
Quelle: eigene Berechnung,  
Deckungsbeitragsverlust durch Greening mit 5 %, 7 % und 10 %  
ökologische Vorrangfläche in €/ha Gesamtfläche und €/ha Ackerfläche 

Auf die Gesamtfläche bezogen ist Betrieb 3 (Ackerbau Weizen und Rüben) derjenige mit den 
höchsten durchschnittlichen Deckungsbeitragsverlusten pro ha durch das Greening. Die Ver-
luste belaufen sich je nach Modellierungsalternative auf 40, 53 und 73 €/ha bezogen auf die 
Gesamtfläche. 8 €/ha der Verluste von Betrieb 3 entstehen in allen drei Alternativen durch die 
Maßnahmen der Anbaudiversifizierung, während der restliche Betrag der ökologischen Vor-
rangfläche zuzuordnen ist. Dieser Ackerbaubetrieb in der Hildesheimer Börde besitzt sehr 
gute Produktionsbedingungen und kann daher hohe Erträge mit verhältnismäßig hochpreisi-
gen Ackerfrüchten realisieren. Daher sind die Verluste durch die ökologischen Vorrangflä-
chen, auf denen die Produktion aufgegeben werden muss, relativ hoch. 

Bei Betrieb 1 (Veredelung) und Betrieb 4 (Ackerbau Kartoffeln & Rüben) besitzen die Ver-
luste eine ähnliche Größenordnung, sie liegen zwischen (knapp) 20 und 40 €/ha bezogen auf 
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die Gesamtfläche, obwohl sie sehr unterschiedliche Produktionsstrukturen aufweisen. Be-
trieb 1 erzielt seine Wertschöpfung durch die Schweinemast, für die er seine Getreideproduk-
te als Futterkomponenten einsetzt. Da diese jedoch mit relativ geringen Marktpreisen belegt 
und auch die Erträge aufgrund des verhältnismäßig niedrigen Ertragspotenzials nur durch-
schnittlich sind, ist der Verlust durch die ökologische Vorrangfläche relativ gering. Der Be-
trieb verzichtet auf der ökologischen Vorrangfläche auf den Anbau von dem Futtergetreide, 
mit dem der geringste Deckungsbeitrag erzielt wird. Der Zukauf von Futtergetreide stellt 
hierbei den Verlust des Betriebes für die ökologische Vorrangfläche dar. Die (intensive) Tier-
haltung wird durch das Greening im Vergleich zu flächengebundener Produktion also weniger 
beeinträchtigt. Nicht berücksichtigt wurden hierbei die Güllenachweisflächen, die für einige 
Betriebe knapp kalkuliert sind und sich durch die ökologischen Vorrangflächen reduzieren 
werden. Hierdurch können den Betrieben zusätzliche Kosten (in nicht unwesentlicher Höhe) 
entstehen. 

In Betrieb 4 (Ackerbau Kartoffeln u. Rüben) entsteht der wesentliche Teil der Wertschöpfung 
durch die Kartoffel- und Zuckerrübenproduktion. Da diese Kulturen aber mehrjährige Anbau-
pausen verlangen, wird auf dem restlichen Teil der betrieblichen Ackerflächen jeweils Getrei-
de angebaut, das mit den leichten Böden und geringen Niederschlägen gut zurechtkommt – 
geringwertiger Roggen und ggf. Triticale oder Gerste. Der Anbau genau dieser Kulturen wird 
reduziert, wenn die ökologischen Vorrangflächen eingerichtet werden und führt zu relativ 
geringen Verlusten pro ha, ähnlich wie in Betrieb 1. 

Da Betrieb 2 (Grünland) der einzige mit Grünlandanteil ist, unterscheiden sich die Ergebnisse 
für die Gesamt- und die Ackerfläche auch nur bei diesem Betrieb. Auffällig ist, dass sie sich 
sehr deutlich unterscheiden und sich die Verluste bezogen auf die Ackerfläche klar im Be-
reich von ca. 120-150 €/ha bewegen. Dies hängt damit zusammen, dass der Betrieb nur einen 
geringen Anteil Ackerfläche hat (20 %) und auf diesen Flächen ausschließlich Mais zur Sila-
ge-Produktion anbaut. Damit entstehen ihm vor allem durch die Anbaudiversifizierung Kos-
ten, die sich auf 80-88 % der Verluste belaufen. Maissilage muss durch anderes Ackergrund-
futter ersetzt werden, bspw. Ackergras und Roggenganzpflanzensilage. Die Verluste entste-
hen hier durch die niedrigeren Erträge der ‚Ersatzkulturen‘, wodurch wiederum Grundfutter 
zugekauft werden muss. Eine Reduzierung der Tierzahl oder des Leistungsniveaus ist aus 
langfristigen betriebswirtschaftlichen Gründen sehr unwahrscheinlich. Betrachtet man die 
Gesamtfläche, belaufen sich die Verluste in der 7 %-Variante auf 27 €/ha und besitzen damit 
eine ähnliche Höhe wie in Betrieb 1 und 4. 

Durch die Reduzierung des Anbaus von geringwertigen Getreidekulturen, die überwiegend 
als Futtergetreide eingesetzt werden, ist von einer Verknappung des Angebots auf den Fut-
termittelmärkten auszugehen, wodurch es wiederum zu Preissteigerungen kommen wird. 
Dadurch wird der Anbau dieser Ackerfrüchte wieder attraktiver und es werden ggf. andere 
Ackerkulturen reduziert. Insgesamt kann man davon ausgehen, dass das Preisniveau auf den 
Futtergetreidemärkten leicht ansteigt (Forstner et al. 2012). Dieser Preisanstieg wurde in den 
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vorliegenden Berechnungen ebenso wenig einbezogen wie die Möglichkeit, dass Betriebe ihre 
ökologische Vorrangflächen durch Pacht (und ggf. Kauf) von zusätzlichen, geringwertigen 
Flächen bereitstellen und ihre aktuelle Produktion nicht oder kaum verändern. Dies ist ver-
mutlich jedoch nur unter bestimmten betriebswirtschaftlichen Bedingungen interessant. 

4.2. Regionale ökologische Auswirkungen der ökologischen Vorrangflächen 

Die Greening-Maßnahmen könnten sich neben den ökonomischen Auswirkungen verändernd 
auf die Agrarökosysteme auswirken. Eine vorläufige Abschätzung der ökologischen Wirkung 
fällt für die einzelnen Maßnahmen unterschiedlich aus: 

• Die Anbaudiversifizierung dürfte zunächst vor allem in Regionen mit einer starken Spe-
zialisierung im Ackerbau relevant sein. Dies ist in Südniedersachsen und in den Börde-
Regionen um Braunschweig und Hildesheim der Fall. Allerdings kann es auch auf Be-
trieben mit einem hohen Silomais-Anteil in der Fruchtfolge (vgl. Abb. 3) zu Veränderun-
gen kommen. Ein Anbauplan von drei Früchten, in dem keine Frucht mehr als 70 % der 
Anbaufläche ausmacht, erfüllt jedoch nicht die Anforderungen einer Fruchtfolge im Hin-
blick auf z.B. Phytohygiene oder eine ausgeglichene Humusbilanz. Insofern erscheint der 
ökologische Status auch nach Umsetzung dieser Maßnahme diskussionswürdig. 

• Es ist kaum damit zu rechnen, dass das Grünland-Umbruchsverbot eine ökologische 
Wirkung erzielt. Es ist zu vermuten, dass die für ackerbauliche Nutzung attraktiven Flä-
chen in den letzten Jahren bereits weitestgehend umgebrochen wurden. Gleichwohl kon-
serviert das Umbruchsverbot zunächst nur den regionalen Grünland-Anteil. Das Um-
bruchsverbot schränkt unter sonst gleichen Bedingungen die Anpassungsmaßnahmen z.B. 
von Grünlandbetrieben ein. So könnte z.B. Betrieb 2 (Grünland) seinen knappen Acker-
flächen-Anteil (20 %) ausweiten, um die Verluste durch die ökologische Vorrangfläche 
auszugleichen oder die Anbaudiversifizierung einzuhalten. Daneben könnte die Stich-
tagsregelung kontraproduktiv wirken, da zu vermuten ist, dass alle ackerfähigen Grün-
landflächen bis 2014 – quasi prophylaktisch – umgebrochen werden. Insofern kann die 
Stichtagsregelung sogar kontraproduktiv für das Ziel „Erhalt von Dauergrünland“ wirken. 

• Die Landschaftselemente und Biotopstrukturen sind in der Agrarlandschaften Nieder-
sachsens unterschiedlich verteilt. Gerade in Regionen mit einem geringen Anteil von 
Landschaftselementen stellt eine geringe Biotopvernetzung ein ökologisches Defizit dar. 
Es ist zu vermuten, dass die Vorgabe, 7 % der betriebseigenen Fläche für ökologische 
Elemente vorzuhalten, zu einer Erhöhung der Landschaftselemente führen wird. 

Für eine Abschätzung der regionalen Auswirkung soll im Weiteren der Biotopindex des Julius 
Kühne-Institutes (JKI) als Indikator verwendet werden. Methodisch werden für diesen Index 
Luftbilder ausgewertet und der regionale Anteil von „Kleinstrukturanteilen“ im Agrarraum 
(ohne Grünland) grafisch erfasst. Kleinstrukturanteile bestehen darin aus flächen- und linien-
förmigen naturnahmen Biotopen, die nicht weiter als 500 m von den landwirtschaftlichen 
Flächen (ohne Grünland) entfernt sind. Diese Kleinstrukturen werden vermessen und es wird 
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der Anteil an der landwirtschaftlichen Nutzfläche (ohne Grünland) ermittelt (Enzian und Gut-
sche 2004). Der Biotopindex wird für die Durchführung des Pflanzenschutzmittelgesetzes 
erstellt, da Landwirte in Gemeinden mit einem geringen Biotopindex bei der Ausbringung 
von Pflanzenschutzmitteln größere Schutzmaßnahmen gegen Abdrift von Pflanzenschutzmit-
teln vornehmen müssen. Mit Hilfe dieses Indexes kann ebenfalls abgeschätzt werden, in wel-
chen Regionen es Defizite bei den Strukturelementen gibt. Die folgende Abbildung zeigt die 
regionale Verteilung des Biotopindexes in Niedersachsen (Abb. 6):  

 
Abb. 6: Biotopindex auf Gemeindeebene in Niederachsen 

Quelle: Eigene Darstellung nach Daten des Julius Kühn Institutes 

Es zeigt sich, dass der Landschaftselemente-Index vor allem in den südniedersächsischen 
Gemeinden (Leinetal) sowie in den Gemeinden um Hildesheim/Hameln und Braunschweig 
sowie südlich von Bremen eher niedrig ist. Daneben sind auch in einzelnen Gemeinden der 
Heidegebiete um Uelzen herum geringere Index-Werte zu beobachten. 

Das Julius Kühn-Institut hat neben dem Biotopindex auch einen Soll-Wert für jede Gemeinde 
angegeben, der einen den naturräumlichen Gegebenheiten angepassten Zielwert darstellt und 
zwischen 6 und 15 schwankt (für Details siehe Enzian und Gutsche 2004). In Regionen, in 
denen der Soll-Wert unterschritten wird, kann von einem Defizit ausgegangen werden. Die 
Regionen der Braunschweiger und Hildesheimer Börde sowie das Leinetal sind Gunstregio-
nen für den Ackerbau, insofern überrascht das Ergebnis kaum. Für diese Regionen ist durch 
die ökologischen Vorrangflächen ein Zuwachs an Landschaftselementen zu erwarten – je 
nachdem, wie die genaue Ausgestaltung der GAP-Reform verhandelt wird. Gerade in den 

Hameln/Hildesheim 

Braunschweig 

Leinetal 
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intensiven Ackerbauregionen dürfte ökologisch der größte Zugewinn durch die GAP-Reform 
erwartet werden. 

Aus dem Index wurde auf Gemeindeebene berechnet, wie viel Fläche für einen ausreichenden 
Biotopindex fehlt. Aggregiert man diese Flächen, so ergibt sich auf Landkreisebene eine Ge-
samtfläche. Die folgende Abbildung zeigt den Anteil der fehlenden Biotopfläche an der ge-
samten Ackerfläche auf Ebene der Landkreise (Abb. 7): 

 
Abb. 7: Anteil fehlender Biotopfläche an der gesamten Ackerfläche 

Quelle: Eigene Darstellung nach Daten des Julius Kühn-Institutes 

Abb. 7 zeigt, dass vor allem in der Region der Braunschweiger und Hildesheimer Börde7 
mehr als 4 % der landwirtschaftlichen Nutzfläche als Biotope fehlen. In diesen Regionen ist 
zu erwarten, dass der vorgeschriebene Teil von 7 % der Ackerfläche als ökologische Vorrang-
fläche die Defizite im Bereich der Landschaftselemente etwas verringern wird. 

Es stellt sich allerdings die Frage, ob die Greening-Maßnahmen auch effiziente Instrumente 
zur Verbesserung der Umwelt sind. Matzdorf (2011) weist in diesem Zusammenhang darauf 
hin, dass man bei Umlage der Direktzahlungen (in Höhe von 300 €/ha) auf die 7 % ökologi-
sche Vorrangflächen eine theoretische Zahlungsbereitschaft zur Einhaltung der Maßnahmen 
von ca. 1.200 €/ha erzielt (Matzdorf 2011). Dieser Wert übertrifft selbst die Deckungsbeiträge 
in den ertragreichen Börde-Regionen. D.h. es ist zu vermuten, dass bei einer regional diffe-
renzierten Herangehensweise z.B. in der II. Säule mit einem deutlich geringeren Mittelauf-
                                                
7 Es handelt sich um die Landkreise Wolfenbüttel, Hildesheim, Helmstedt, Hameln-Pyrmont, Salzgitter, Goslar, 
Peine. 
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wand eine ähnliche ökologische Wirkung erzielt werden könnte (so argumentieren etwa 
Armsworth et al. 2012). Die Maßnahme der „ökologischen Vorrangfläche“ ist somit zwar ein 
effektives, jedoch kein effizientes Instrument im Sinne einer Kosten-Nutzen-Analyse. 

Schließlich ist nicht absehbar, ob es durch die ökologischen Vorrangflächen zu Anpassungs-
reaktionen von Landwirten kommen wird. So ist es bspw. unklar, ob Landwirte auf ertragrei-
chen Ackerstandorten wie im Umland von Braunschweig entfernte Flächen im Harz zupach-
ten können, um über diese Zupacht die ökologische Vorrangflächen im Betrieb nachweisen zu 
können. Derartige Anpassungsreaktionen können den Zielerreichungsgrad mindern und kön-
nen daneben zu jahrelangen juristischen Auseinandersetzungen führen. Auch dies könnte sich 
als Nachteil dieses Instrumentes erweisen. 

5. Fazit 

Im vorliegenden Beitrag wird eine Abschätzung vorgenommen, wie sich die aktuell diskutier-
te Reform der GAP 2014 auf die Landwirtschaft in Niedersachsen auswirken könnte. Für die 
niedersächsische Landwirtschaft sind die Folgen besonders differenziert, da sich in den unter-
schiedlichen Regionen starke betriebswirtschaftliche Schwerpunkte herausgebildet haben. 
Wir haben mit Hilfe einer einfachen Modellierung versucht, die möglichen Folgen des Gree-
nings ökonomisch darzustellen. Daneben wurde eine qualitative Abschätzung der ökologi-
schen Folgen vorgenommen. Für die Landwirtschaft in den verschiedenen niedersächsischen 
Regionen wird mit folgenden Entwicklungen gerechnet: 

1.) Das Umbruchsverbot von Grünland hat zwar betriebswirtschaftliche Auswirkungen, da 
den Betrieben Flexibilität für die Nutzung dieser Flächen fehlt. Andererseits kann vermutet 
werden, dass ackerfähige Flächen bereits umgebrochen sind. Insofern dürfte die ökologische 
Wirkung dieser Maßnahme begrenzt sein. 

2.) Die Anbaudiversifizierung wird vor allem in den Ackerbau-Regionen sowie in Regionen 
mit hohem Maisanteil in der Fruchtfolge wirksam. Hier erzeugt die Maßnahme betriebsindi-
viduell teilweise hohe Kosten. Es ist zu vermuten, dass die Betriebe in den anderen Regionen 
die Anbaudiversifizierung bereits zum jetzigen Zeitpunkt überwiegend einhalten, wie dies 
auch für den größten Teil aller Betrieb der EU erwartet wird (EU-Kommission 2012b). An-
ders herum ist ein ökologischer Zugewinn durch diese Maßnahme nur auf Betrieben in den 
Ackerbau- und Maisregionen zu erwarten. 

3.) Die ökologische Vorrangfläche wird ihre Wirkung hauptsächlich in den intensiv genutzten 
Ackerbauregionen entfalten. Eine bessere Biotopvernetzung dürfte für viele Arten eine positi-
ve Wirkung erzielen. Ob diese Maßnahme jedoch hinreichend ist, um den Artenrückgang z.B. 
von Agrarvögeln (BUND 2012) zu beenden, bleibt für die nächsten Jahre zu beobachten. Die 
Auflage erzeugt in den Ackerbauregionen hohe Kosten, da die Flächen, die für ökologische 
Zwecke umgewidmet werden, hohe Deckungsbeiträge erzielen. Die Einbußen werden hier vor 
allem sehr wettbewerbsfähigen Betrieben treffen. Andererseits konnte gezeigt werden, dass 
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eine Erhöhung der Landschaftsvielfalt auch ein tatsächlich vorhandenes Defizit beheben wür-
de. Dies bedeutet jedoch nicht, dass das gewählte Instrument auch effizient ist.  

4.) Die Veredlungsbetriebe in Nordwest-Niedersachsen sind nach der vorliegenden Analyse 
kaum von den Greening-Maßnahmen betroffen. Durch eine durch die ökologische Vorrang-
flächen verstärkte Flächenknappheit könnten Veredelungsbetriebe Probleme mit der Ausbrin-
gen von betriebseigener Gülle bekommen. Dies könnte im schlechtesten Fall flächenindividu-
ell zu höheren Stickstoff-Überschüssen führen (vgl. Abb. 1). Die Problematik von lokal hohen 
Stickstoff-Überschüssen wird dagegen durch den EU-Entwurf nicht angegangen. Allerdings 
fällt dieser Regelungsbereich auch nicht in die Gesetzgebungskompetenz der EU sondern in 
die der Bundesregierung, insofern bleibt zu hoffen, dass eine Überarbeitung der Düngever-
ordnung auf Bundesebene das Problem der hohen Stickstoff-Überschüsse reduziert. 

Insgesamt ist zu erwarten, dass die Greening-Instrumente an einigen, wenigen Stellen eine 
positive ökologische Wirkung erzielen. Allerdings ist zu kritisieren, dass die finanziellen 
Aufwendungen zu hoch sind und bei einer Wahl regionaler und zielspezifischer Instrumente 
die gleichen Ziele mit einem geringeren Mittelaufwand zu erreichen wären. Am Ende der 
Verhandlungen zwischen EU-Parlament und Ministerrat können sich einzelne Maßnahmen in 
entscheidenden Details verändern, insofern bleibt das Verhandlungsergebnis der Reform, das 
vermutlich im Laufe des Jahr 2013 erzielt wird, abzuwarten. 
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